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Antrag 
 
 
der Fraktion der SPD 
 
 
Digitale Gewalt ganzheitlich bekämpfen – Anlaufstellen stärken, Deepfakes regulieren, 
Plattformen in die Verantwortung nehmen 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Der digitale Raum ist ein zentraler Ort gesellschaftlicher Teilhabe, politischer Meinungsbil-
dung, sozialer Beziehungen und persönlicher Entfaltung. Für viele Menschen ist er kein Ne-
benraum mehr, sondern Teil ihres Alltags. Umso schwerer wiegt es, wenn genau dieser Raum 
für Bedrohung, Erniedrigung, Einschüchterung und sexualisierte Gewalt missbraucht wird. Di-
gitale Gewalt ist nicht bloß virtuell. Sie wirkt in das reale Leben hinein, verletzt Persönlichkeits-
rechte, zerstört Sicherheitsgefühle, schränkt Freiheitsräume ein und drängt Betroffene aus der 
(digitalen) Öffentlichkeit. Damit wird digitale Gewalt zu einer Gefahr für demokratische Teil-
habe und freie Meinungsäußerung.  
 
Kinder und Jugendliche wachsen in einer sich immer stärker digitalisierenden Welt auf. Ihre 
Lebensrealität hat sich im Vergleich zu den vorherigen Generationen verändert. Für das ge-
sunde Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen ist es wichtig, sie auch in dieser digitalen 
Welt zu begleiten, sie zu stärken und vor allem ihre Interessen ernst zu nehmen. Dafür ist es 
wesentlich, Kinder und Jugendliche in den Fragen der digitalen Lebenswelt zu beteiligen. Um 
ein gesundes Aufwachsen zu ermöglichen, ist es wichtig, die Erwachsenen im Umfeld der 
Kinder und Jugendlichen zu befähigen, diese zu begleiten und zu unterstützen. Dazu gehört 
der selbstreflexive Medienkonsum von Erwachsenen und das Achten der Rechte von Kindern 
und Jugendlichen. Gefährdungen der Kinder gehen oft einher mit einer Zuschaustellung durch 
die Eltern – etwa durch eine Monetarisierung der eigenen Kinder oder des Familienlebens auf 
sozialen Medien.1 Dabei soll keine generell schadhafte Absicht unterstellt werden. Auch Peer-
Gewalt spielt in der digitalen Welt eine wesentliche Rolle und die Grenzen der Lebenswelten 
werden an dieser Stelle immer unsichtbarer. 
 
Wichtig ist, bei der Gestaltung von digitalem Schutz diejenigen zu beteiligen, die man schützen 
möchte. Das trifft für marginalisierte Gruppen ebenso zu wie für Kinder und Jugendliche. Die 
Interessen, aber auch die Sichtweisen und die Gefährdungseinschätzungen sind für gelin-
gende Mechanismen wesentlich. Die Einbindung der Betroffenen von digitaler Gewalt ist für 
die Weiterentwicklung einer sicheren Umgebung für Nutzerinnen und Nutzer wesentlich. 
 

 
1 Vgl. hierzu: Dreyer, S. et al. (2026). Darstellung von Babys und Kleinkindern in monetarisierten 
Social-Media-Profilen. (Arbeitspapiere des Hans-Bredow-Instituts, 82). Hamburg: Verlag Hans-Bre-
dow-Institut. 
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Die aktuelle Lage unterstreicht die Dringlichkeit. Das Bundeskriminalamt registrierte für das 
Jahr 2024 265.942 Opfer häuslicher Gewalt in Deutschland, einen neuen Höchststand. Davon 
entfielen 171.069 Opfer auf Partnerschaftsgewalt; 25,6 Prozent dieser Opfer waren von Be-
drohung, Stalking und Nötigung betroffen. Im Bereich digitaler Gewalt waren 61,2 Prozent der 
in der Polizeilichen Kriminalstatistik des Bundeskriminalamtes erfassten Opfer weiblich; 33,6 
Prozent dieser weiblichen Opfer waren minderjährig. Hinzu kommt das Dunkelfeld: Die Dun-
kelfeldstudie LeSuBiA zeigt, dass Gewalterfahrungen meist zu weniger als zehn Prozent an-
gezeigt werden, bei psychischer und körperlicher Gewalt in (Ex-)Partnerschaften sogar zu we-
niger als fünf Prozent.  
 
Eine Umfrage der Landesanstalt für Medien NRW aus dem Jahr 2024 verweist darauf, dass 
etwa 25 Prozent der befragten Kinder bereits mit Cybergrooming in Kontakt gekommen sind, 
während nur 5 Prozent der betroffenen Kinder unangemessenes Verhalten bei der Polizei an-
gezeigt haben.2 Damit wird eine strukturelle Schutzlücke deutlich: Beratungsangebote beste-
hen, aber niedrigschwellige, kind- und jugendgerechte Zugänge zur Polizei sowie zu Anzeige- 
und Meldeverfahren im digitalen Raum sind unzureichend. Digitale Gewalt trifft außerdem 
Frauen und queere Menschen besonders häufig. Schon die Anhörung zum Antrag der SPD-
Fraktion im Landtag Nordrhein-Westfalen „No-Go-Area Internet? Sexualisierte Gewalt und Se-
xismus im Internet bekämpfen!“ vom 17. März 2023 zeigte auf, wie sexualisierte Gewalt, Hass, 
Doxing, Cyber-Grooming, Bodyshaming und queerfeindliche Angriffe Menschen aus sozialen 
Medien verdrängen können.3  
 
Ein Bericht der Landesregierung vom 16. April 2026 an den Ausschuss für Kultur und Medien 
legt zudem Erkenntnislücken offen: Zwar zeigten Polizeiliche Kriminalstatistiken, Studien und 
Beratungsstellen einen Anstieg entsprechender Vorfälle, zugleich sei von einer erheblichen 
Dunkelziffer auszugehen, weil viele Betroffene von einer Anzeige absehen.4 Zudem erklärt die 
Landesregierung, ihr lägen keine Erkenntnisse dazu vor, ob in Nordrhein-Westfalen ansässige 
Unternehmen gezielt Software zur Erstellung missbräuchlicher Deep-Fakes anbieten.5 Gerade 
diese Lücken sind kein Argument für Zurückhaltung, sondern ein Beleg für akuten politischen 
Handlungsbedarf. 
 
Hinzu kommt mit der rasanten Entwicklung und dem unregulierten Zugang zu Künstlicher In-
telligenz ein neues Ausmaß von digitaler Gewalt: Deepfakes ermöglichen es, Gesichter und 
Körper ohne Einwilligung in täuschend echte sexualisierte Bilder und Videos einzufügen. 96 
Prozent aller Deepfakes sind pornografisch – davon basieren 99 Prozent auf dem Missbrauch 
von Bildern und Identitäten von weiblichen Personen.6 Im Netz, aber auch in App-Stores, die 
zum Beispiel von Google, Apple und Amazon betrieben werden, gibt es dafür Software, die 
zielgenau für solche Missbrauchsdarstellungen konzipiert ist oder diese ermöglicht.  
 
Digitale Gewalt tritt insbesondere auf sozialen Medien, Video-Plattformen und in Messenger-
Diensten auf; gerade geschlossene Kommunikationsräume erschweren die Rechtsdurchset-
zung. Doch auch in offenen Kommunikationsräumen wie Foren oder öffentlichen Chat-Grup-
pen findet sexualisierte digitale Gewalt statt, indem dort gezielt Deepfakes und andere Miss-
brauchsdarstellungen verbreitet oder angefragt werden. Plattform- und Messenger-Dienstbe-
treiber sperren diese Gruppen gelegentlich, übernehmen jedoch darüber hinaus zu wenig Ver-
antwortung für die Inhalte auf ihren Plattformen. Auch wenn sich die Kooperation mit 

 
2 https://www.medienanstalt-nrw.de/fileadmin/user_upload/Forschung/LFM_Cybergrooming_Stu-
die_2024.pdf; zuletzt abgerufen am 27.05.2026. 
3 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMA18-200.pdf 
4 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-4965.pdf 
5 Ebenda. 
6 https://regmedia.co.uk/2019/10/08/deepfake_report.pdf; zuletzt abgerufen am 27.05.2026. 
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Strafverfolgungsbehörden und Medienaufsichtsbehörden in den letzten Jahren gebessert hat, 
bleibt sie unzureichend. Hier fehlt es noch immer an Durchsetzungsmöglichkeiten gegenüber 
den Betreibern. Damit ist digitale Gewalt nicht nur eine Frage von Opferschutz und Strafrecht, 
sondern auch eine Frage von digitaler Souveränität: Wer Freiheit und Sicherheit im Netz schüt-
zen will, muss nicht nur Täterinnen und Täter, sondern auch Plattformen und ihre Geschäfts-
modelle in den Blick nehmen.  
 
Auch bei der Strafverfolgung bestehen Lücken. In Nordrhein-Westfalen gibt es mit der Zentral- 
und Ansprechstelle Cybercrime NRW (ZAC NRW) bei der Staatsanwaltschaft Köln eine lan-
desweit zuständige Spezialeinheit für herausgehobene Cybercrime-Verfahren und politisch 
motivierte Hassrede im Netz. Gleichzeitig weist das Justizportal des Landes darauf hin, dass 
Nordrhein-Westfalen bislang nur in sechs Bereichen formelle Schwerpunktstaatsanwaltschaf-
ten oder landesweite Zentralstellen eingerichtet hat. Eine eigenständige Schwerpunktstaats-
anwaltschaft für digitale Gewalt oder für Gewalt gegen Frauen und Menschen mit queerer 
Identität besteht bislang nicht. Gerade weil digitale Gewalt eine Schnittstelle zwischen Cyber-
crime, Hasskriminalität, Stalking, sexualisierter Gewalt, Bilddelikten und Opferschutz ist, wäre 
eine solche Schwerpunktbildung sachgerecht.  
 
Die Bundesregierung hat inzwischen auf die aktuelle Situation reagiert. Die SPD-Bundesjus-
tizministerin Stefanie Hubig hat einen Gesetzentwurf gegen digitale Gewalt priorisiert und Rah-
menpunkte vorgelegt. So sollen Strafbarkeitslücken insbesondere bei pornografischen 
Deepfakes und anderen Formen bildbasierter Gewalt geschlossen, Betroffenen bessere Aus-
kunftsrechte verschafft und Accounts von Täterinnen und Tätern unter bestimmten Vorausset-
zungen richterlich gesperrt werden.  
 
Das Land Nordrhein-Westfalen muss diesen Prozess nun konstruktiv begleiten und zugleich 
eigene Maßnahmen ergreifen. Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat sich in den vergangenen 
Jahren wiederholt mit der Bekämpfung digitaler Gewalt befasst. Bezogen auf Kinder und Ju-
gendliche war dies mehrfach Thema der Kinderschutzkommission. Bereits 2022 forderte die 
SPD-Fraktion im Landtag Nordrhein-Westfalen ein ressortübergreifendes Gesamtkonzept so-
wie zentrale Beratungs- und Meldeangebote. Es folgten weitere Initiativen, unter anderem zur 
Einführung von Digital Streetwork oder zur Einrichtung eines Online-Kommissariats für Kinder 
und Jugendliche. Bislang lehnten die regierungstragenden Fraktionen von CDU und Grüne 
entsprechende Vorschläge ab. 
 
Auch wenn das Land Nordrhein-Westfalen bereits einige Ansätze zur Bekämpfung digitaler 
Gewalt verfolgt, bestehen weiterhin Schutzlücken. Der im April 2026 vorgelegte Bericht der 
Landesregierung zu „Digitale Gewalt und Deep Fakes im Netz“ (Vorlage 18/4965) und aktuelle 
Zahlen zeigen, dass der Handlungsbedarf akut bleibt. Eine Vielzahl der Möglichkeiten zur Be-
kämpfung digitaler Gewalt liegt auf Landesebene, verteilt in verschiedenen Ressorts – hier 
braucht es einen ganzheitlichen und ressortübergreifenden Ansatz.  
 
Ein wirksamer Ansatz muss schließlich intersektional, barrierefrei und kindgerecht sein. Die 
Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Umsetzung des Gewalthilfegesetzes betonen die 
Notwendigkeit, Daten zu vereinheitlichen, Betroffenenperspektiven systematisch einzubezie-
hen, Kinder als eigenständige Zielgruppe des Gewalthilfesystems mit eigenen Lebensrealitä-
ten und Interessen ernst zu nehmen und Schutzangebote ausdrücklich auch an den Bedarfen 
vulnerabler Gruppen, einschließlich trans*, inter* und nicht-binärer Personen, auszurichten. 
Die Bekämpfung digitaler Gewalt erfordert Maßnahmen auf verschiedenen politischen und in-
haltlichen Ebenen – hierzu muss das Land Nordrhein-Westfalen jetzt seine Ressourcen bün-
deln. 
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II. Der Landtag stellt fest: 
 

• Digitale Gewalt ist ein ernstzunehmendes und wachsendes gesellschaftliches Problem 
mit realen Folgen für Freiheit, Gesundheit, Teilhabe und Sicherheit der Betroffenen.  

• Künstliche Intelligenz verschärft digitale Gewaltphänomene insbesondere durch 
Deepfakes und andere Formen bildbasierter Gewalt. 

• Die Datenlage ist unzureichend; die Landesregierung räumt ein, dass digitale Gewalt 
bislang nur teilweise differenziert statistisch erfasst wird und von einer erheblichen Dun-
kelziffer auszugehen ist.  

• Plattformbetreiber tragen Verantwortung für den Schutz ihrer Nutzerinnen und Nutzer 
und müssen stärker in die Pflicht genommen werden.  

• Prävention, Medienkompetenz aller Gruppen, Kinder- und Jugendschutz, niedrigschwel-
lige Hilfen, funktionierende Strafverfolgung und digitale Souveränität gehören zusam-
mengedacht.  

 
III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf: 
 
1. zum Schutz und zur Unterstützung von Betroffenen 
 

• das Thema digitale Gewalt im Rahmen des neuen Landesaktionsplans „NRW gemein-
sam gegen Gewalt“ ressortübergreifend zu verankern und dabei Frauen, Kinder und Ju-
gendliche sowie Menschen mit queerer Identität ausdrücklich zu berücksichtigen;  

• zu prüfen, inwieweit sich bestehende Beratungs- und Unterstützungsangebote zu digi-
taler Gewalt in einer zentralen, niedrigschwelligen und barrierefreien Anlaufstruktur bün-
deln lassen – mit dem Ziel, digital erreichbar, mit Meldewegen verknüpft und mit psycho-
sozialen, rechtlichen und lotsenden Unterstützungsangeboten gekoppelt zu sein;  

• bei der Polizei ein kind- und jugendgerechtes Online-Kommissariat einzurichten, das 
niedrigschwellige Anzeigen im digitalen Raum ermöglicht, eng mit bestehenden Bera-
tungsangeboten kooperiert und eine schnelle Weiterleitung an die zuständigen kriminal-
polizeilichen Dienststellen oder an die ZAC NRW sicherstellt;  

• Digital Streetwork als ergänzendes Angebot der Kinder- und Jugendhilfe landesweit zu 
fördern, strukturell abzusichern und mit Beratungsstellen, Schulen, Jugendhilfe und Prä-
ventionsstrukturen zu verzahnen;  

• sicherzustellen, dass alle Maßnahmen intersektional, mehrsprachig, barrierefrei und 
kindgerecht ausgestaltet werden und insbesondere die Bedarfe von Frauen, Kindern und 
Jugendlichen, trans*, inter* und nicht-binären Personen sowie weiteren besonders vul-
nerablen Gruppen systematisch berücksichtigt werden; 

 
2. zur Prävention, Bildung und Herstellung gesellschaftlicher Resilienz 
 

• die systematische und differenzierte Erfassung digitaler Gewalt in Nordrhein-Westfalen 
deutlich zu verbessern und insbesondere Deepfakes, bildbasierte sexualisierte Gewalt, 
Cyberstalking, Doxing, Cybergrooming und weitere Formen digitaler Gewalt in die be-
stehende Datenbasis – insbesondere das Lagebild Cybercrime sowie die Polizeiliche 
Kriminalstatistik – um eine differenziertere und ausführlichere Erfassung digitaler Gewalt 
auszubauen; ergänzend ist eine Dunkelfeldstudie bzw. ein landesweites Monitoring un-
ter Einbeziehung der Betroffenenperspektive durchzuführen;  

• dem Landtag regelmäßig über Ausmaß, Erscheinungsformen, Betroffenengruppen und 
Entwicklung digitaler Gewalt in Nordrhein-Westfalen zu berichten, um Erkenntnislücken 
zu schließen und politische Maßnahmen evidenzbasiert weiterzuentwickeln;  

• Prävention, Aufklärung und Medienkompetenzförderung auszubauen, digitale Gewalt, 
Deepfakes, Desinformation und KI-gestützte Manipulationen im Bildungssystem zu 
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verankern und Lehrkräfte, Schulsozialarbeiterinnen und -arbeiter sowie multiprofessio-
nelle Teams entsprechend fortzubilden; 

• eine interdisziplinäre Arbeitsgruppe innerhalb der Landesregierung sowie einen Runden 
Tisch „NRW gegen Digitale Gewalt“ einzurichten, um Beratungsstellen, Jugendhilfe, 
Schulen, Polizei, Justiz, Medienaufsicht und Zivilgesellschaft dauerhaft zu vernetzen;  

• eine landesweite Sensibilisierungs- und Aufklärungskampagne zu digitalen Gewaltfor-
men – insbesondere zu Deepfakes und anderen Formen bildbasierter sexualisierter Ge-
walt – zu starten, die Betroffenen und ihrem Umfeld konkrete Hilfs- und Handlungsmög-
lichkeiten aufzeigt;  

• eine Beauftragte oder einen Beauftragten für die Bekämpfung digitaler Gewalt in Nord-
rhein-Westfalen einzusetzen, die oder der ressortübergreifend Maßnahmen bündelt, be-
stehende Strukturen vernetzt und die Umsetzung des Gesamtkonzepts koordiniert;   

 
3. zur Rechtsdurchsetzung und Plattformregulierung 
 

• sich auf Bundesebene für die konstruktive Begleitung und zügige Umsetzung des ange-
kündigten Gesetzentwurfs gegen digitale Gewalt einzusetzen und dabei insbesondere 
darauf hinzuwirken, dass Strafbarkeitslücken bei Deepfakes und weiteren Formen bild-
basierter sexualisierter Gewalt geschlossen werden;  

• Polizei und Justiz personell, technisch und organisatorisch so zu stärken, dass digitale 
Gewalt zügig verfolgt werden kann, und in Nordrhein-Westfalen eine Schwerpunkt-
staatsanwaltschaft „Digitale Gewalt“ oder alternativ eine Schwerpunktstaatsanwaltschaft 
„Gewalt gegen Frauen und Menschen mit queerer Identität“ einzurichten; mindestens ist 
eine verbindliche Schwerpunktbildung unter enger Einbindung der ZAC NRW sicherzu-
stellen;  

• sich auf Bundes- und europäischer Ebene dafür einzusetzen, dass Plattformbetreiber 
stärker in die Verantwortung genommen werden, insbesondere durch verpflichtende, 
transparente und wirksame Melde- und Löschverfahren, spürbare Sanktionen bei Ver-
stößen, mehr Transparenz bei Moderationsentscheidungen, schnellere Reaktionen auf 
gemeldete Inhalte sowie bessere Schnittstellen für Strafverfolgungs- und Aufsichtsbe-
hörden; 

• sich darüber hinaus dort für eine Haftung von Plattformbetreibern und Messenger-Diens-
ten einzusetzen, wenn diese strafbare Inhalte verbreiten, deren Verbreitung erleichtern 
oder wirtschaftlich von ihnen profitieren;  

• sich dort ebenso dafür einzusetzen, dass die Betreiber von App-Stores Softwareanwen-
dungen von ihren Plattformen entfernen, die gezielt Missbrauchsdarstellungen mit 
Deepfakes ermöglichen; 

 

• Nordrhein-Westfalen als Standort digitaler Souveränität zu stärken, indem gemeinwohl-
orientierte digitale Infrastrukturen, europäische Regeldurchsetzung, Transparenz algo-
rithmischer Systeme und demokratische Kontrolle digitaler Öffentlichkeiten vorange-
bracht werden.  
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